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Fachtag „Mädchen in der Erziehungshilfe: Zugänge – Krisenbewältigung – Bildungsprozesse“ am 27. Februar in Frankfurt/Main

Wie schildern Mädchen ihre Biografien und Lebenswelten, die sie in die Erziehungshilfen geführt haben? Wie erleben sie die ihnen angebotenen Hilfen? Aktuelle Studien haben Mädchen und junge Frauen zu diesen Fragen befragt und rücken damit die Perspektive der Adressatinnen in den Mittelpunkt. Mädchen sind in allen Leistungsformen der erzieherischen Hilfen unterrepräsentiert. Erst mit Beginn der Pubertät tauchen Mädchen verstärkt in den Einrichtungen und Diensten auf. Insbesondere die Angebote der Inobhutnahme nehmen sie mit zunehmendem Lebensalter immer häufiger auch als Selbstmelderinnen in Anspruch.

Welche Perspektiven lassen sich daraus für einen verstehenden Zugang zu den Lebenswelten von Mädchen und für eine mädchengerechte und mädchenpolitische Praxis in den Erziehungshilfen ableiten?

Unter dieser leitenden Fragestellung lädt der Fachtag zum Austausch zwischen Wissenschaft und Praxis ein. Veranstaltet wird die Tagung von der IGfH-Fachgruppe Mädchen und Frauen in Kooperation mit dem Frauenreferat Stadt Frankfurt am Main sowie der LAG Mädchenpolitik in Hessen. Tagungsort sind die Hofmanns Höfe in Frankfurt/Main. Die Tagungsgebühr beträgt 65,00 Euro (inklusive Pausenverpflegung). 

******

„Schulbegleitung allein kann kein inklusives Schulsystem gewährleisten“ - Diskussionspapier der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ 

Das Diskussionspapier stellt zunächst die Ausgangssituation im Hinblick auf die Verpflichtung aus der UN-Behindertenrechtskonvention dar, die gesellschaftliche Teilhabe von Kin-dern und Jugendlichen in allen Lebensbereichen sicherzustellen und ihnen insbesondere den Zugang zum allgemeinen Bildungssystem zu ermöglichen bzw. die dafür notwendige Unterstützung zu gewährleisten (Art. 24 Abs. 2 UN-BRK). Des Weiteren wird die derzeitige Praxis der Verantwortungsdelegation erläutert, die eine Leistungspflicht der Kinder- und Jugendhilfe und Sozialhilfe für die Schulbegleitung zur Folge hat. Im Mittelpunkt des Diskussionspapiers steht die Forderung, dass es sich bei der Schulbegleitung nur um eine vorübergehende Unterstützung der schulischen Strukturen mit Mitteln der Kinder- und Jugendhilfe handeln kann und dass die Schulbegleitung allein kein inklusives Schulsystem gewährleisten kann. Das Diskussionspapier steht hier als Download.

******

Bundespolitik – Besetzung der Ausschüsse

Elke Ferner (SPD) und Caren Marks (SPD) wurden von der neuen Bundesfamilienministerin Manuela Schwesig (SPD) zu Parlamentarischen Staatssekretärinnen im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ernannt. Elke Ferner war seit 2005 stellvertretende Vorsitzende der SPD-Bundestagsfraktion. Caren Marks ist seit 2002 Mitglied des Deutschen Bundestages. Seit 2008 war sie Sprecherin der Arbeitsgruppe Familie, Senioren, Frauen und Jugend der SPD-Bundestagsfraktion. 

Staatssekretär ist Dr. Ralf Kleindiek. Zuletzt war Herr Kleindiek Staatsrat der Behörde für Justiz und Gleichstellung in Hamburg. Den Bundestagsausschuss für Arbeit und Soziales wird Kerstin Griese (SPD) leiten. An der Spitze des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend steht der CSU-Abgeordnete Paul Lehrieder.

******

Positionspapier der Deutschen Vereinigung für Jugendgerichte und Jugendgerichtshilfen (DVJJ) zu sogenannten Fallkonferenzen
Seit einiger Zeit werden Zulässigkeit und Sinnhaftigkeit von einzelfallbezogenen Konferenzen im weiteren Kontext von Jugendstrafverfahren – deren Ausgestaltung sich in der Praxis durchaus heterogen darstellt – kontrovers diskutiert, auch mit Blick auf Fragen nach der Notwendigkeit einer ausdrücklichen gesetzlichen Regelung. Sowohl Jugend- und Familienministerkonferenz als auch Justizministerkonferenz fordern von den jeweiligen Ministerien Vorschläge zu klarstellenden gesetzlichen Regelungen.

Grundlage hierfür ist der Abschlussbericht der gemeinsamen Arbeitsgruppe "Behördenübergreifende Zusammenarbeit und Datenschutz" (vorgelegt im September 2012). In dem Bericht wird vorgeschlagen, „klar[zu]stellen, dass einzelfallbezogene Fallkonferenzen wie fallübergreifende Kooperationen zum zulässigen Instrumentarium der Jugendhilfe und der Jugendstrafrechtspflege (unter Beachtung der durch die Erfordernisse der richterlichen Unabhängigkeit und Unbefangenheit gesetzten Grenzen) gehören und dabei im Rahmen der geltenden Datenschutzvorschriften auch personenbezogene Daten übermittelt werden dürfen.“ (S. 12).

Der Vorstand der DVJJ spricht sich in seinem Positionspapier insbesondere vor dem Hintergrund datenschutzrechtlicher Probleme und mit Blick auf rechtsstaatliche Verfahrensgarantien im Strafrecht gegen gesetzliche Regelungen aus, die einzelfallbezogene Konferenzen ausdrücklich ermöglichen und deren Zulässigkeit klarstellen.

******

Rund 32,2 Milliarden Euro Ausgaben für Kinder- und Jugendhilfe im Jahr 2012 

Bund, Länder und Gemeinden haben im Jahr 2012 insgesamt rund 32,2 Milliarden Euro für Kinder- und Jugendhilfe ausgegeben. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, sind die Ausgaben damit gegenüber 2011 um 5,6 Prozent gestiegen. Nach Abzug der Einnahmen in Höhe von etwa 2,4 Milliarden Euro – unter anderem aus Gebühren und Teilnahmebeiträgen – wendete die öffentliche Hand netto rund 29,8 Milliarden Euro auf. Gegenüber 2011 entspricht das einer Steigerung um 6,8 Prozent. Der größte Teil der Bruttoausgaben (63 Prozent) entfiel mit rund 20,4 Milliarden Euro auf die Kindertagesbetreuung, 7,0 Prozent mehr als 2011. Nach Abzug der Einnahmen in Höhe von rund 1,5 Milliarden Euro wurden netto 18,9 Milliarden Euro für Kindertagesbetreuung ausgegeben. Das waren 8,9 Prozent mehr als im Vorjahr. Ein Viertel der Bruttoausgaben (25 Prozent) – insgesamt mehr als 8,2 Milliarden Euro – wendeten die öffentlichen Träger für Hilfen zur Erziehung auf. Davon entfielen etwa 4,5 Milliarden Euro auf die Unterbringung junger Menschen außerhalb des Elternhauses in Vollzeitpflege, Heimerziehung oder in anderer betreuter Wohnform. Die Ausgaben für sozialpädagogische Familienhilfe lagen bei 759 Millionen Euro. Weitere gut 5 Prozent der Gesamtausgaben wurden in Maßnahmen und Einrichtungen der Jugendarbeit investiert, zum Beispiel in außerschulische Jugendbildung, Kinder- und Jugenderholung oder in Jugendzentren. Bund, Länder und Gemeinden wendeten dafür rund 1,6 Milliarden Euro auf. Die Pressemitteilung des Statistischen Bundesamts (vom 24.01.2014) mit einer Übersicht zu den Ausgaben der Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe 2012 nach Bundesländern und ausgewählten Leistungsbereichen finden Sie hier.

******

Jugendhilfe – und dann? Care Leaver haben Rechte! - Positionspapier der IGfH und des Instituts für Sozial- und Organisationspädagogik der Universität Hildesheim

Care Leaver sind junge Menschen, die einen Teil ihres Lebens in öffentlicher Erziehung – z.B. in Wohngruppen oder Pflegefamilien - verbracht haben und sich am Übergang in ein eigenständiges Leben befinden. Im Gegensatz zu Kindern, die in ihren Herkunftsfamilien aufwachsen, verfügen viele dieser Jugendlichen und jungen Erwachsenen kaum über stabile private Netzwerke und ausreichende materielle Ressourcen. Dennoch wird von ihnen in der gängigen Hilfepraxis erwartet mit Eintritt der Volljährigkeit selbständig zu leben. 

So werden Hilfen im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe nur selten über das 18. Lebensjahr hinaus verlängert und eine Nachbetreuung ist zeitlich bzw. im Umfang stark begrenzt. Diese Erwartung entspricht nicht den erhöhten Herausforderungen, die an junge Erwachsene gegenwärtig gestellt werden, sowie den biographischen Belastungen dieser jungen Menschen. 

Das Positionspapier „Jugendhilfe – und dann? Care Leaver haben Rechte! – Forderungen an Politik und Fachpraxis“ der IGfH und des Instituts für Sozial- und Organisationspädagogik der Universität Hildesheim stellt fünf zentrale Forderungen auf, deren Umsetzung die Lebenssituation der jungen Menschen im Übergang, für die die Gesellschaft eine besondere Verantwortung trägt, verbessern würde. Das Papier wurde auf einer bundesweiten Tagung am 05. Dezember 2013 in Berlin vorgestellt. Die Forderungen, die aus einem Forschungsprojekt erwuchsen, beinhalten folgende Dimensionen: 

· Die Rechte der Care Leaver müssen durchgesetzt werden!

· Care Leaver für Care Leaver! Selbstorganisation stärken

· Zuständig bleiben! Dienstleistungsinfrastruktur für Care Leaver schaffen

· Bildungschancen sichern!
· Die Jugendhilfe muss die veränderte Jugendphase anerkennen! 

Sie finden das ausführliche Positionspapier hier.

******

Stellungnahme der IGfH zur Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen zur Erziehung

Die Arbeitsgemeinschaft der Obersten Landesjugend- und Familienbehörden (AGJF) hat erneut den Auftrag, für die Jugend- und Familienminister_innenkonferenz (JMFK) im Sommer 2014 einen Bericht vorzulegen, der die Debatte um die Weiterentwicklung und Steuerung der Hilfen zur Erziehung und die Inklusion von Kindern mit Behinderung einbezieht.

Vor diesem Hintergrund hat die AGJF bei einer Anhörung in Mainz am 10.12.2013 Wissenschaftler_innen, Verbände (11./12. Dez. 2013) und Kommunen (23. Januar 2014) gebeten, anhand von zehn Leitfragen ihre Einschätzungen zur Thematik abzugeben, die in ein erneutes Empfehlungspapier für die JMFK einmünden sollen.

Die Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen (IGfH) nahm mit einer eingereichten Stellungnahme am 10. Dezember 2013 an der Anhörung teil. Die umfangreiche Positionierung geht auf folgende Leitfragen ein:

· Grundverständnis für eine Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung (fachliche  Prämissen)

· Wo sehen Sie den wichtigsten Weiterentwicklungsbedarf bei den Hilfen zur Erziehung? Welche Lösungsmöglichkeiten oder Ansätze gibt es? 

· Gehören sozialräumliche Ansätze zu den zentralen Eckpunkten für die Weiterentwicklung der Hilfen zur Erziehung und wenn ja, was sind die zentralen Elemente?

· Was sind die zentralen Anforderungen an die Gestaltung der Schnittstellen innerhalb der Jugendhilfe (z.B. zur Kindertagesbetreuung) und zu anderen Systemen, insbesondere der Schule und dem Gesundheitsbereich? 

· Die AG ’Inklusion von Kindern mit Behinderung’ hat die Einführung einer neuen Leistung „Hilfe zur Entwicklung und Teilhabe“ als einzelfallbezogene Hilfe vorgeschlagen, unabhängig davon, ob es sich um einen erzieherischen oder behinderungsspezifischen Bedarf handelt. Was sind die Konsequenzen für die Hilfen zur Erziehung? Was ist bei der Ausgestaltung der neuen Leistung zu beachten? 
Die ausführliche Stellungnahme finden Sie auf der Homepage unter Publikationen - Stellungnahmen.
******

Wege zur Inklusion – eine Herausforderung für uns alle! 
Präsentationen online gestellt
Vom 08. bis 12. Oktober vergangenen Jahres fand in Bern der Kongress der Internationalen Fédération Internationale des Communautés Educatives (FICE International) statt, der unter dem Motto „Wege zur Inklusion – eine Herausforderung für uns alle! Neue Chancen für benachteiligte Kinder und Jugendliche?“ stand. 

Im Zentrum des Kongresses stand die Auseinandersetzung mit den Zielsetzungen und Konzepten der Inklusion und den damit verbundenen fachlichen und gesellschaftlichen Herausforderungen. Modelle aus der Praxis, speziell auch solche im Zusammenhang mit Bildung, Kultur und Wirtschaft, die für sich in Anspruch nehmen Inklusionsziele einzulösen, wurden vorgestellt und diskutiert.

Viele Präsentationen der Vorträge und Workshops sind nun auf der Webseite zur Tagung http://www.fice-congress2013.ch/ueber-about-sur-fice/fice-international/ eingestellt. 
Auch VertreterInnen der deutschen Sektion der FICE (IGfH) waren mit Vorträgen zu Care Leavern sowie zur „Großen Lösung“ (Jugendhilfe-Behindertenhilfe) auf dem Kongress vertreten.

